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Zu den Erneuerungswahlen
des National- und Ständerates vom 27./28. Oktober 1951

Art. 4 der Bundesverfassung lautet: Alle Schweizer sind vor dem Ge-

setze gleich. Es gibt in der Schweiz keine Untertanenverhältnisse, keine

Vorrechte des Orts, der Geburt, der Familien oder Personen.

Trotzdem sind wir Schweizerinnen im Stande der Untertanenschaft.
Wir sind von der Mitwirkung bei der Gesetzgebung und Rechtsprechung,
sowie von den Behörden ausgeschlossen. Und zwar als einzige, O/2 Mill.
Schweizerinnen, unter den ca. 250 000 000 Erwachsenen in den freiheit-
liehen, der Schweiz am meisten vergleichbaren Staaten der abendländi-
sehen Welt. (Europa, Nordamerika, Australien).

Die Versuche in der vergangenen Amtsperiode der eidgen. Räte,
dieses Unrecht aufzuheben, sind gescheitert.

Am 23. Juni 1950 wurde im Nationalrat der Antrag „Für die Na-
tionalratswahlen sind die Frauen wählbar und stimmberechtigt" mit 88

gegen 41 Stimmen abgelehnt.

Am 13. Juni 1951 wurde im Nationalrat die Motion: „Um Volk und
Ständen Gelegenheit zu geben, sich grundsätzlich zur Frage des Stimm-
und Wahlrechts der Frauen in eidgenössischen Angelegenheiten auszu-

sprechen, wird der Bundesrat eingeladen, den eidgenössischen Räten Be-

rieht und Entwurf für eine entsprechende Partialrevision der Bundesver-

fassung vorzulegen", zwar mit 85 gegen 56 Stimmen angenommen.

Am 20. September 1951 wurde aber die gleiche Motion vom Stände-

rat mit 19 gegen 17 Stimmen verworfen.

Wir Schweizerinnen setzen daher unsern ganzen persönlichen Ein-
fluss dafür ein, dass am 27./28. Oktober 1951 in die neuen cidg. Bäte

Männer gewählt werden, die die verfassungsmässige Rechtsgleichheit auch

uns Frauen gewährleisten wollen.

Eine Liste der Zürcherischen Nationalratskandidaten, die für das

Frauenstimmrecht eintreten, finden Sie vor den Wahlen in der partei-
politisch neutralen Presse.
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